FOLIO-Diskussion: Zukunft SekII/tertiär
Berufliche Grund- und höhere Berufsbildung aus einem Guss
Wichtige Veränderungen in der Wirtschaft und bei der Anzahl der Volksschulabgängerinnen und -abgänger provozieren eine zugespitzte Diskussion zwischen den Verantwortlichen der Allgemein- und der Berufsbildung. Statt den einen gegen den anderen Bildungsweg auszuspielen, versuche ich an dieser Stelle aufzuzeigen, wie sich die Berufsbildung weiterentwickeln sollte. 

Das Berufsbildungssystem braucht Anpassungen auf der Basis des Berufsbildungsgesetzes mit dem Ziel, allen Jugendlichen, die sich für das Berufsbildungssystem entscheiden, so zu fördern, dass sie die gleichen Chancen für die Beschäftigungs- und Gesellschaftsfähigkeit erhalten, wie jene, die das System der Allgemeinbildung wählen können. Die Förderung des Zugangs zur Höheren Berufsbildung und die Stärkung der Allgemeinbildung innerhalb der Berufsbildung spielen dabei zentrale Rollen.
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Die seit der Industrialisierung in Wellen sich entwickelnden Produktivitätssteigerungen und Mobilitätserweiterungen provozieren komplexere Arbeitsabläufe und setzen für deren Bewältigung höhere Qualifikationen voraus. Die Geschichte der Bildungssysteme spiegelt so das stetige Aufholen des Rückstands der vermittelten Bildung gegenüber dem bereits irgendwo in der Gesellschaft vorhandenen Wissen. Oder: der Bildungslift fährt unaufhaltsam nach oben. Wer Zugang zum Lift erhält und wer auf welchem Stockwerk auszusteigen hat, ist Gegenstand der Auseinandersetzungen in der Bildungspolitik.

Die stetige Zunahme der komplexeren Arbeit hat sich auch im letzten Aufschwung bei uns bestätigt: Die Beschäftigungsexpansion fand vor allem im Segment der Hoch- und Höchstqualifizierten statt. Beschäftigung für Unqualifizierte wurde praktisch keine geschaffen. 

Duale Berufsbildung unter Druck

Diese Entwicklung setzt die Berufsbildung in einem Moment unter Druck, in dem die Zahl der Volksschulabgängerinnen und -abgänger nach einer 15jährigen Zunahme für längere Zeit rückläufig sein wird. Der Bildungsbericht 2010 weist darauf hin, dass sich in früheren vergleichbaren Phasen die allgemeinbildenden Angebote auf der Sekundarstufe II (Gymnasien) nicht proportional zurückgebildet hätten. Der Rückgang der 16-Jährigen würde sich demnach zu Lasten der Berufsbildung auswirken. Einige Berufsverbände sehen deshalb bereits den «Kampf um die Wägsten» entbrannt und befürchten, diesen zu verlieren.

Aus Sicht der Lernenden kann aber die rückläufige Demografiekurve in der Schweiz (ausserhalb der ökonomisch-gesellschaftlich dynamischsten Grossagglomerationen) durchaus den Vorteil haben, dass die lange Durstphase der fehlenden Lernangebote ein Ende findet, die Brückenangebote und Warteschlaufen abgebaut werden können und dass damit die Qualität der Berufsbildungsangebote und die Lernziele der Jugendlichen wieder einen höheren Stellenwert erhalten.

Berufliche Grundbildung recht gut für die Arbeitsmarktfähigkeit
Wer Zugang zur Berufsbildung erhält, erwirbt in der Regel eine gute Beschäftigungsfähigkeit (employability). Allerdings erhalten noch zu viele diesen Zugang nicht oder nur über die Brückenangebote. Die Quote der Sek-II-Abschlüsse stagniert bei etwa 89 Prozent, obwohl sich alle Verantwortlichen das Ziel gesetzt haben, 95 Prozent der 16-Jährigen ab 2015 zu einem Sek-II-Abschluss zu führen. Die Frauen sind noch weiter von diesem Ziel entfernt, obwohl ihr Bildungsstand am Schluss der Volksschule durchschnittlich höher als jener der jungen Männer ist. Hier liegt eine Geschlechterdiskriminierung vor.

Berufliche Grundbildung schlecht für die Gesellschaftsfähigkeit

Weniger erfolgreich ist die Berufsbildung in der Vorbereitung auf die Gesellschaftsfähigkeit, obwohl dies im neuen Berufsbildungsgesetz als Zielsetzung verankert ist. Eine komplexer werdende Wirtschaft, die nach höheren beruflichen Qualifikationen ruft, produziert gleichzeitig komplexere gesellschaftliche Verhältnisse, die im Alltag zu bewältigen und demokratisch zu steuern sind. 

Die hohe Berufsmaturitätsquote signalisiert, dass viele Jugendliche, die sich für die Berufsbildung entscheiden, die erweiterte Allgemeinbildung nicht missen mögen, trotz der enormen Anstrengung, die dafür im Vergleich zur gymnasialen Matur zu erbringen ist. Das Wecken der Neugierde, zumindest das Anklopfen am klassischen Bildungskanon der Mächtigen, das Befriedigen des Wissensdurstes – das alles muss auch die Berufsbildung leisten, und das kann mit der heutigen neun-Lektionen-Regelung für den Lernort Berufsfachschule nicht genügend geleistet werden. Die Illetrismus-Studien über die Zahl jener, die der Grundkompetenzen nicht (genügend) mächtig sind, obwohl sie einen beruflichen Grundbildungsabschluss haben, muss ebenso zu denken geben wie die neusten Studien über die fehlenden politischen Kenntnisse vieler Jugendlicher. Wer neun Jahre Volks- und zwei bis vier Jahre Berufsfachschule und mehrjährige betriebliche Praxis absolviert hat, darf nicht riskieren, als Bürger einer Machtelite, einer Expertokratie oder einem tumben Glauben unmündig hörig sein zu müssen.

Der verbesserte Wissenstransfer in diesem Bereich muss nicht notwendigerweise mit einer Aufstockung der wöchentlichen Lektionentafel an den Berufsfachschulen erfolgen. Die Expertenkommission, die das heutige Berufsbildungsgesetz (BBG) vorbereitet hatte, legte degressive Organisationsmodelle vor (Botschaft zum BBG). Unter dem Druck des Gewerbes lehnte jedoch das Parlament diese Modelle ebenso wie die Verankerung des Unterrichts einer zweiten Sprache ab. Sie müssen mit Blick auf eine Gesetzesrevision wieder aufgenommen werden, um den zukünftigen Bedürfnissen gerecht zu werden.

Erster Berufsbildungsabschluss führt zu wenige in die Weiterbildung

«Die andauernd tieferen Partizipationsraten an beruflicher Weiterbildung von Personen mit einer beruflichen Grundbildung als höchstem Bildungsabschluss» lässt den Schluss zu, dass «die berufliche Grundbildung noch nicht alle Lernenden genügend für das lebenslange Leben vorbereitet» (Bildungsbericht 2010). Überraschend ist hier, dass nicht nur viele mit dem Eidg. Fähigkeitszeugnis (EFZ) nicht in der weiterführenden Bildung (Höhere Berufsbildung) erscheinen, sondern auch viele, die das EFZ mit der erweiterten Allgemeinbildung zur Berufsmaturität ergänzt haben, nicht in den Fachhochschulen studieren. Das Bildungsmonitoring muss in den kommenden Jahren zusätzliche Daten erheben, damit genügend gezielt gesteuert werden kann.

Handlungsbedarf in diesem Bereich herrscht aber bereits jetzt vor: Die internationale und die gesellschaftliche Anerkennung der Höheren Berufsbildung muss rasch erfolgen. Erste Schritte sind getan: Die OECD anerkennt heute die Rolle der Tertiär B-Bildung. Die früher getrennten Masterpläne für die berufliche Grund- und die höhere Berufsbildung wurden zum «Masterplan Berufsbildung» zusammengeführt und die Träger der Berufsprüfungen erhalten seit diesem Jahr einen auf 25 Prozent erhöhten Bundesanteil. Ein «Runder Tisch» ist zudem daran, eine Lösung für eine weiter verbesserte Finanzierung zu erreichen.

Die Herausforderungen an die Berufsbildung SekII/tertiär
Der formale Zugang zur Höheren Berufsbildung ist mit dem EFZ gewährleistet. Obwohl die Absolventinnen der Höheren Berufsbildung wegen der in der Regel hohen Qualität der Angebote und ihrer Praxisnähe allgemein eine mindestens so gute Beschäftigungsaussicht wie die Hochschulabsolventen haben (Bildungsbericht 2010), wird sie noch zu wenig und sehr ungleich genutzt. Männer mit Vollzeitanstellungen werden hier meistens von den Arbeitgeberinnen gefördert. Die meist teilzeitlich arbeitenden Frauen haben auch hier wegen der fehlenden öffentlichen Finanzierung das Nachsehen. 

Auch wenn im Bildungsmonitoring die Höhere Berufsbildung nur rudimentär beleuchtet, haben sich die Erkenntnisse etwas verbessert: In die Höhere Berufsbildung wird durchschnittlich mit 30 Jahren eingestiegen, 

· weil die berufliche Grundbildung vertieft/spezialisiert werden soll;

· weil Aussicht auf Ausstieg ins betriebliche Kader besteht;

· weil die berufliche Grundbildung in einem Beruf und einem Wirtschaftssektor erfolgte, der keine Beschäftigung für die EFZ-Absolvent/innen bietet (Missverhältnis der Ausbildungsquote im zweiten zum dritten Wirtschaftssektor);

· weil keine direkt vorangestellte berufliche Grundbildung angeboten wird;

· weil die Zulassung zur Höheren Berufsbildung an ein Mindestalter geknüpft ist (insbesondere in den hoheitlichen Berufen). 

Wegen der zu tiefen Weiterbildungsquote der Absolventinnen der beruflichen Grundbildung, wegen der gendermässigen Ungerechtigkeit und wegen der Komplexität des Systems der Höheren Berufsbildung, das keiner überhöhten Regelung bedarf, könnte für diesen spezifischen Bildungsbereich eine nachfrageorientierte Finanzierung eine gute Lösung sein. 

Berufsbildung aus einem Guss
Im Laufe der Diskussionen am «Runden Tisch» zur Entwicklung der Höheren Berufsbildung und der gerechteren öffentlichen Mitfinanzierung erhält der von den Gewerkschaften und von KV Schweiz eingebrachte Vorschlag der Vouchers wachsende Unterstützung. Als Anreiz für den Einstieg in die Weiterbildung soll zusammen mit dem Eidg. Fähigkeitszeugnis ein Bildungsgutschein über 5000 Franken (oder mehr) überreicht werden, der innerhalb von fünf Jahren (oder länger) für den Erwerb eines eidgenössisch anerkannten Abschlusses der Höheren Berufsbildung eingelöst werden kann. Damit wird mehr Chancengleichheit und mehr Systemgerechtigkeit geschaffen. Wer heute auf der Hochschulstufe einen Bachelor mit genügender Leistung abgeschlossen hat, kann zu gleichen Konditionen, öffentlich finanziert, den Master absolvieren. Wer heute ein EFZ erreicht hat, muss für jede weitere Bildungsanstrengung die Finanzierung selbst berappen oder diese organisieren. Im Systemvergleich können wir auch mit der analogen Terminologie von Bologna argumentieren, ohne die Begriffe in die Nomenklatur aufnehmen zu wollen: Das EFZ ist der berufsbefähigende Abschluss, und der Abschluss auf der Stufe der Höheren Berufsbildung ist der Vertiefungsabschluss im gleichen Berufsfeld.

Mit einer derartigen Systemerweiterung und der verbesserten Finanzierung kann die Berufsbildung aus einem Guss mit einer Perspektive für die nähere Zukunft geschaffen werden, ohne dass die Berufsmaturität als Zugang zu den Fachhochschulen darunter zu leiden hat. Im Gegenteil soll die Berufsmaturität auch als Zulassung zu den Pädagogischen Hochschulen gelten, und auch die «Passerelle Dubs», Zugangsvoraussetzung an die Universitäten und die ETH, soll parallel dazu gestärkt werden, um die Durchlässigkeit der Berufs- und der Allgemeinbildung weiter zu verbessern.
